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wir bedanken uns für die Übersendung des Entwurfs zum Sechsten Gesetz zur Änderung des Thüringer

Heilberufegesetzes. Wir nehmen wie folgt Stellung;

Zu Artikel l Nr. l §2 Absatz l

Wir begrüßen ausdrücklich das Vorhaben, mit dieser Regelung eine weit gefasste Legaidefinition der

Berufsausübung in das Thüringer HeKberufegesetz aufzunehmen. Die gewählte Formulierung unterstützt den

kammerrechtlichen Begriff der Berufsausübung, welcher bisher ledigiich in den emzeinen Gerufsordnungen

niedergetegt ist.

ZuArtikelNr.2bts4§5aff

Wir begrüßen zudem das Vorhaben eine elektronische Datenübermittlung zwischen den Kammern und deren

Versorg ungswerken durch die Schaffung einer ausdrücklichen Rechtsgrundlage und Anforderungen zu

ermöglichen.

Auch die Kiarsteliung, dass es sich bei der Tätigkeit der Mitglieder in den Organen und Ausschüssen um eine

ehrenamtliche Tätigkeit handelt, entspricht unserer Auffassung.

Zu Artikel l Nr. 5 § 15 Absatz 3

Mit der Einführung des § 15 Absatz 3 soll nach der Begründung zu dieser Regelung eine elektronische

AlternaUve zu Bekanntmachungen von Satzungen und amtlichen Bekanntmachungen im Hinblick zur

kostenintensiven Veröffentlichung im Mttteilungsblatt der Kammern eröffnet werden. Dieses Ansinnen

begrüßen wir ausdrückiich, bitten Jedoch folgende Ergänzung aufzunehmen:

!n § 15 Absatz 3 Nr, 2 des Entwurfs ist vorgesehen, dass die auf der tnternetseite bereitgestellten Satzungen

und andere amtliche Bekanntmachungen auf der Internetseite dauerhaft bereitgesteilt und frei zugänglich sein

müssen.

Wir bitten zu dem Erfordernis „frei zugänglich" zu berücksichtigen, dass diä amtlichen Bekanntmachungen und

Satzungen durch die Veröffentlichungen in den Mitte i iungs blättern der Kammern allein den
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Kammermitgiiedem, also der Berufsöffentiichkeit zugänglich gemacht werden. In Analogie dazu bitten wir

deshalb darum die Formulierung wie folgt zu ergänzen;

„Die auf der Internetseite bereitgestellten Satzungen und anderen amtlichen Bekanntmachungen sind dort

dauerhaft bereitszustefien und müssen für die Berufsöffentlichkett frei zugänglich sein."

Im Übrigen bestehen gegen die weiteren Änderungsvorhaben keine Einwände.

Wir möchten jedoch darauf aufmerksam machen, dass uns am 17. Juni 2020 der Entwurffür das Fünfte Gesetz

zur Änderung des Thüringer Heilberufegesetz -Drucksache 7/721- des Thüringer Landtags zur Steliungnahme

vorgelegt wurde.

Wir haben bereits in dieser Stellungnahme eindringlich auf das Erfordernis hingewiesen, das Thüringer

Heilberufegesetz einer gruncfiegenden Überarbeitung zuzuführen, welche insbesondere unter Einbeziehung der

hiervon betroffenen Heilberufskammern erfolgen müsste.

Wir können nicht nachvoilziehen, dass nunmehr wiederum lediglich einzelne Regelungen angepasst werden,

wahrend im Thüringer Neilberufegesetz nach wie vor auf ein Gesetzeswerk, wie das Ladenschiussgesetz

verwiesen wird, welches seit 2006 durch das Thüringer Ladenöffnungsgesetz abgelöst wurde und auch sndere

Novdlierungen, wie die der Apothekenbetriebsordnung im Jahr 2012, auch in dem jetzt vorliegenden

Gesetzentwurf keine Berücksfchtigung finden. Auch die ihnen gegenüber mehrfach zugesandten Vorschläge zu

Änderungen des Thüringer Heflberufegesetzes bleiben wiederum unberücksichtigt.

Zwar wird auch das Sechste Gesetz zur Änderung des Thüringer Heilberufegesetzes eingangs mit der

Anpassung an EU-Vorgaben begründet, demgegenüber wird dieses Änderungsgesetz aber auch dafür

verwendet, um z,B. die Ehrenamtlichkeit oder die Definition der Berufsausübung zu regeln, tnsofern erscheint

es uns sinnvoller, wie bereits vorgeschlagen, eine mit den Kammern konzertierte Novetfierung des Thüringer

Heifberufegesetrcs zu initiieren, anstelle mehrere nebeneinander herlaufende und unabgestlmmte

Gesetzes initiativen unterschiedlicher Institutionen auf den Weg zu bringen.

Wir bitten insofern die anfiegende Stellungnahme zum Fünften Gesetz zur Änderung des Thüringer

Heilberufegesetzes zu diesem Gesetzentwurf zu berücksichtigen. Vielen Danlc
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Fünftes Gesetz zur Änderung des Thüringer Heilberufegcseües
Gesetzentwurf der Fraktionen DIE LINKE» der SPD und BUfKfnis 90/Oic Grünen
-Drwksaehe 7/721-
AnhÖrungsverfahrcn gemäß $ 7$ derGeschäftsordnung des ThÖringer landtages

Sehr geehrte Dame« und Herren,

wir bedanken uns fi'ir die von thncn eingeräumte Möglichkeit zur Stetiungnahme.
Wir begrüßen grundsätzfich das An$innen, das Thüringer Heiiberufegesetz: der EU-Richtlinle 2018/558 des

. EuropäiscEien Padaments und des Rates vom 28, Juni 2018 anzupassen.

Wir bitfen ;u dem aktuelf vorHegenden Gesetzentwurf folgende Überlägungen zu berücRsichtigen:

Mit der Einführung des neuen § S c in das Thüringer Heilberufegesetz wird das Erfordernis der Prüfung der
VerhaEtnlsmäßfgkeit mit einer eigenen Regefung der Bedeutung der Verhältnismäßigkeitsprüfung Rechnung
getragen. £$ Ist grundsätzlich nicht. ?.u beanstanden, dass durch die Kammem vor der Einführung oder
Änderung von Ordnungen und Satzungen eine Verhäftnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer
ßeru-fsreglementiet'ungen vorzurtehmer* ist,

Unkiar ist indes die Regefung de? § 5 c Absatz 2 des Gesetzentwurfs. Satz l legt fest, dass die Kammern der
Aufsictitsbehörcie das Ergebnis der Prüfung der Verhältnismäßi'gkeit mit den Erläuterungen und Gründen nach
Artikel 4 Absätze 3 und 4 der R!cht!mie (EU) 2018/958 spätestens fnit der Cinreichung der Satzung an die
Aufsichtsbehörde zur Genehmigung nach § 15 Absatz l vorzulegen haben. Diese Regelung wird ?uf Artikel 4
Absatz A der Richtlinie (EU} 201S/958 g&stützt und ist nachvollziehbsr. Bedenken ergeben sich gegen die
Regelung in Satz 3, die ohne weitere Verfahre n shinweise konstatiert, das$ die Aufsichtsbehorde die
Genehmigung nicht erteilt, wenn sie das Prüfergebnis der Kammer nicht bestätigen kann. Hier fehft die
Kiarstdlung. dass diese Prüfung im Ergebnis nicht einer Fachaufsicht über die Kammern gEefchkommt, die
dem Artikel A Absatz 4 Ricfitlmie (EU) 201895R nicht entnommen werden kann. Hier wird lediglich
vorgegeben, dsss Sorge dafür zu tragen ist, dass die Prüfung durch die Kammern unabhängig und objektiv
durchgeföhrl wird. Eine Prüfung der Entscheidungen der Kammern kann also auch nur den Inhalt haben, ob
difi neu geplanten Regelung objektiv und unabhängig getroffen wurde. Eine inhaltlich-fachffche Prüfung durch
die Behörde würde der Forderung nach ei ner unabhängigen Prüfung sogar zuwideriaufen. Die Prüfung dw
Vertiäftnismsßigkeit wird Jedoch atieln durch die satzungsgebenden Gremfen, also von der
Kgmmerversammlung durchgeführt. Eine inhaltliche Prüfung kann und soll hingegen eine Aufs ich tsbehörde
nicht leisten, dies würde dem Wessn der HeiiberufsRsmmem als Selbstverwaltungskorperschaft die

Grundiage entziehen.
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Wir regen daher an, die-Überwachungsfonktfon der Aufsichtsbehörde d3hingehend zu formuiieren und
konkretisieren, dass die Genehmigung nur dann nicht erteilt werdßn kann, wenn keine odc-r keine ausreichünd

unabhängige und objektive Verhgitnismäßigfseltsprüfung im Sinne der EU-Rlchtiiniefivorgaben vorgenommen
wurde. Ungsachtet dessen bleibt unklar, wie im Fal! einer oicht erteiiten Genehniigung aufgrund eifies
anderen Prüfcrgebnisses weiter su veffahren wäre. Einzuhaltende rristeni Folgen und mögiiche Rechtsniiti.e!
soilten aus Gründen der Ktsrstellung ebenfalfs benannt werden.

Unkiar ist zudem die Regeiung in § 5 c Absatz 7. Satz 3 des Gesetzentwurfs. Hier wird festgeiegi;, dsss in den
Fallen, in denen keine Genähmigungspfiicht besteht, die Katnmern öie Unteriagen nach Satz l spätestöns drei
Wochen vor Beschlussfassung durch die Kammer dGrAufsjchtsbehörde zur Nnchprüfung vorzulegen seien.

Auch hier sind der genaue Ablauf und der Zweck der beliördl!cheti Prüfung nicht konkret geklärt, Auch hier
muss sichergeste)tt sein, riass sich die behördlichß Prüfung aliein auf die Durchführung der
VcrhäitnismSßigkeKsprUfung bezieEien kann, also allein die Objektiv'tSt und die Unabhängigkeit der
Verbat tm smgßigkeitsprüfung üegenstand der behördlichen Prüfung sind. Darüber hinaus ist such an dieser
Stelle zu könkretisieren, welchen Zweck und welche Folgen die bshördlichen Prüfungen haben, die Einführung
einer GenehmigungspflSeht für nicht genehnitgungspfiichtige Satzungen kann aus nsheiiegenden Gründen ja
nicht das Zie! sein.

Es wird daher angeregt, das weitere Verfahren unter Nennung einer Frist zur Äußerung der Aufsicht;; behörcte
bzw. eine Klarstellung aufzunehmen, dassdeiBeschiuss nicht auf'unfaestimfnte Zeit oter schwebenden
Unwirksamkeit unterliegt, wenn sich die Behörde im Verfahren nicht äußert. Auch möchten wir darauf
hinweisen dass insbesondere mit der Vorlagepflicht drei Wochen im Voraus außer Acht gelassen wird, dass
der endgüitigen Beschfussfassung eine Diskussion der Entscheidurigsgremien vorausgeht und die Begründung
der VerhäItntsmSß!gk€(i ggf, noch erweitert oder konkretissert werden musSi bevor es zu einem
abschließenden Beschluss kommt. Es ist auch nicht ersichtlich, ob und innerhalb wctcher Frist sich dSß
Aufsichtsbehörde zu den ei ngere teilten Unterlagen äußern wird.

Weiterer Anderungsbedarf
Im Weiteren möchten wir die Gelegenheit nutzen, um erneut auf das Änderungsbedürfnis "inzelner
Rcgeiungen des Thüringer Heilberufegesetzes hinzuweisen. Die Landesapothekerkammer Thiiringen hatte
zuletzt mit Schreiben vom 2. November 2016 an den Thüringer Landtag Anregungen zu Änderungen des
Thüringer Heilberufegeselzes überreicht, mit der Bitte diese im Rahmen einer Noveiiierung des Thüringer
Heiiberufegssetzes zu berücksichtigen. Da nun mit dem Fünften GeseU zut Änderung des Thüringer
Heifbertjfegcset^es die Anpassung an EU-Recht- vorgenommen wird, möchten wir d^rum bitten zu prüfen, ob
die nachfolgenden Afiregungen bereits im Zuge dieser GRset?es8ndcrung Eingang finden können.

Die Notwendigkeit einer weitergehenden ÜberarbeHung des Thüringer Hdfberufegesetzes wird insbesondere
dadurch deuttich, dass hier beispielsweise noch von dem ladenschlussgesetz die Rede ist, obwohl dieses im
Jshr 2006 durch das Thüringer Lad&nöffnungsgesetz abgelöst wurde und auch die HoveHierung der
Apothekenbetriebs Ordnung aus dem Jahr 2012 redaktionei! bisher keine Berücksichtigung gefunden hat. Vor
diüsem HinLergrund bilten wir zu pfilfen, inwicvveit eine grundsät? liche Überarbeitung dss
Heitberufegesetzes in Abstimmußg mit allen Heilberufekainmem sinnvof! und geboten wär^.
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im Einzeinen regen wir dessen ungeachtet folgende Ärsderunge« an:

l. Anpaswng des 6 Ab&yü l an aktuellen Wortlaut äsr Apothekenbetciebsordnung
In § 6 Absatz l Nr. l und 2 ThürHeitBG findet sich noch der- Wortlaut der am jahf 2012 noveiiierten fsssung
der Apotheke nbetriebsordnu n g. So sollte § 6 Absatz l Nr. 2 ThürHeiiBG nicht auf § 4 des
Lsdenschlussgesetzes verweisen, da dieses in Thüringen durch das Laöenöffrwngsgeiietz verdräjngt wird. fm

Weiteren sollte der Verweis in § 6 Absatz l Nr. 3 ThürHeitBG mcht auf $ 23 Absst2 4
Apotheken betriebsordfiung, sondern auf § 23 Absatz 3 verweisen.

2. Anpassitngcfes§5AbsatzlNr.7anaktwlieVerweisuna!mSG8V

In § 5 Absgtz l Nr, 7 der aktuetien Fassung des Thüringer Heslbernfegesetzes wird im Zusammenhang mit der
Zuständigkeit der Kammern für die Ausstellung von Heifberufsausweisen auf § 291 a Absatz 5 a Satz l Nf. l
und Nr. 2 des Fünften Buches Sozoigesetzbuch verwiesen. Hierbei handelt es sich um eine durch

zwischenzeitliche Änderungen des SG8 V veraltete Veweisung. Zutreffend müsste auf die
^uständ'fgkeitszuweisung aus § 291 a Absatz 5 0 SGB V yßfwissen werden. Schtießtich beirifft § 291 a Absaty.
5 a SGB V Jedigfich dfe Zugriffsberechtigung auf die elektronische Gesundheitskarte durch Ärzte und deren
Gehilfen und nicM (mehr) die Z us tan di g keit der Ksmmern für die Ausgabe der Heltbcrufe, welche mit § S
Absatz 7 ThürHeiiSG geregelt werden sollte.

Klarsteflend soiite-in diesem Zusammenhang auch die zuständige Steile nach § 293 a Absatz- 5 f Nr. 'l SGBV
für die Prüfung der Berufsausübungsberechtlßung, also die zuständige Stelie für die Ertellung und Rücknahme
von Approbationen in das Thüringer Heifberufegesetz sufgenomnien werden. Im Weiteren regen wir an, dfe
ZusUindigkeit für die Ausgabe der Enstitutlonskarten ebenfalls susdrückfich zu regeln. Diese Zuständigkeit;
wird bisher fediglich 3ls Annexzuständigkeit von den Kammern wahrgenommen, obwohl hier auch die
Auffsssung vertreten werden kann, dass zumindest für<lie Apothekersc-hsft die sachnahere Behörde nicht die
Kamsner, sondern die Behörde, die für die ifrteflung und die Entziehung der BeEriebser!3ubnis zuständig sst.
Zumindest wäre eine ausdrückliche Zuständigkeitszuwetsung aus Gründen der Rechts td a rheit mehr sts
wünschenswerE.

3, KlwsteHung zw Befugnis der ^rtisHung von Fortbifdungszeiitßkaten durch cfie Kommern
Dieses Klarstellufigsbedürfnis resultierte seinerieit sufgrund des am 19.u7.2012 ergangenen Urteits des
Oberverwgitungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt. weiches feststellte, dass die Zahnärztekanimef In
Sachsen-AnhaJt mangels einer susreichenden Rechtsgrur»d|gge im Hei!berufegesetz nicht berechtigt gewesen
sei, Fortbildungszertiffkate auszustetten. Us eine soiche ausdrückliche Regeiung auch in Thüfingen bislang
fehlte, baten wir um Prfifung der Erforderlichkeit der Schaffung etner Rechtsgrundiage sowie ggf. Einführong
einer klarsteilenden Regelung.

4. Anzelgepffkht der KamwfMgehöfigen befm wstöndigen Gesundheitsamt
Ein weiter Punkt bstrifft die Regelung des'§2 Absatz 2 Thüringer Heifberufegesetz.Näch dieser Regeiurig
haben skh alle Apotheker nach Aufnahme der berufiichen Tätlgt;eit unter Vorlage ihrer
Berechtigungsnachweise bei dein zuständigen Gesundheitsamt zu melden,

Wir hatten bereits mehrfach gegsnüber unserer Aufstrfitsb&hörde angeregt, diese Regelung dem tatsächiich
intendierten Regefungszweck und dem tatsächlichen BcdsrfanxupBssen. Wlf sind der Auffassung, ctass die
Thüringer üesundheifcsämterseibstverständlich zur ihrer Aufgsbenwshrnehmung zuverlässige Informationen
über die ortsansässigen Apotheken benötigen. Auf unsere Anfragen bei den GesundheEtsgmtem erhielten wir

die Auskunft, dass für die An- und Abmefdung nicht selbständiger Apotheker, insbesondere derjenigen, die in
der Industrie, Verwaltung oder Wissenschaft tätig sind, keine objektive Notwendiglteft oder Verwendung
dieser Daten bestünde. Wir regten deshalb an, defrWortlaut des § 2 Absatz ?. Thüringer Hellberufegesetz
sowie des § 7 der Verorcinurig über den öffentijchßn Gestjndheitsdienst: und die Aufgaben der
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Güsundheflsämter (GesDV) dahingehend abzuändern, dass lediglich die Apothekeninhaber verpflichtet
werden, die Aufnshme der beruflichen Tätigkeit, dan Sitz der Niederlassung sovs/le die BcRiidigUfig und jeden
Ntedertassungswechset gegenüber dem Gesundheitsamt snztizeigen.

5. Zuwmmsnarbeft zwischen Kammern und ßehördw nach § 9 Thüringer HeilberufegeseU durch umfassende

lnfarmf}tjons- und DatenübermHtlung zur Effötlung der Kammefaufgaben
Eine- weitere Anregung betrifft die Schaffung einer Klarstfilfung zur Zusämmenarbsit mit den Thüringer
Behörden durch umfassende liiformations- und Datenübennittiung. ?um Aufgabetibereich der Kafnmer

gehört gem. § 5 des Thüringer Heilbsrufsgesety auch die Oberwachung cter BßruFsciUsübung der Apotheker
und die Herausgabe der Heiiberufsausweisö und deren Überwachung. Berufsspezifische Gesetzes- und
Verordnungsverstöße. die durch die Behörde, das Thüringer Lsndesamt ftjr Verbrauche rschutz, festgestellt
werden, führen durch die in der Bfirufsardnung veraniierte Verpfikhtung der Thüringer Apotheker, Gesetze
und Verordnungen zu. beachten, stets'wm Erfordernis, einen berufsrectitlichenÜberhang zu prüfen, um damit

den gesetzlichen Auftrag der Serufsaufsicht erfüifen 2U können. Die landesapothekerksmmer Thüringen ist
damit zwingend darauf angewiesen, über den Kenntnis' und Verfahren sstsnd der Behörde informiert zu
v/erden.

Die Ausgabe der HeHberufsweise erfordert tfie Prüfung und Überwachung der Berufsausübungsberechtigung
der Kafnniörgngfihörigen. Hier bestehen unterschiedliche Auffassungen darüber ob und weiche informationen
an die Kammer seitens der Behörde von sich aus übermitteit werden mfissen bzw. dürfen. Ein darauf
begründetes tnformationsdefizit erschwert fiine effektive Wahrnehfnung der Be ruf&auf sieht unsererseits. Wir

bitten daher um eine klarstefiende Regelung, die eine umfgssende Informations- und üatenübermittlung
sicherstciit, die auch die Übersendung vollständiger Akten tfmfasst;.

6. Befugnis zur Beseitigung festgestellter Vefstöße durch die Kammer
Im Wetteren regten wir an, eine Regelung zu schaffen, die die Kammer in die läge verseUt, belastende
Verwaitungsskte zur SeseiUgung festgestetite Verstöße zu erlassen. Nach einem Urtei) des 1'hüringer

Ofaerverwaltongsgenchts vom 27.06.2006, Az. 2 EO 739/05 ist aufgrund cin^r fehlenden Rechtsgrundi&ge
ausschließiich das Thüringer landesamt für Verbraucherr'chuU für etwaige Beseillgungsanordnungen befugt.
Als Konsßquer!? dieser fehlenden Befugnis unsererseits, komml es beispielsweise zu der Konsteliation, dass .
die Landc.sapolhßkerkanimer Thüringen zwir für die Erteitung von EriaubnissRn von RezeptsammelstelfR" üie
zuständige Behörde ist, aber nicht dazu befugt ist, die Beseitigung festgestellter Verstöße, wie z-.8> die
Beseitigung nicht genehmigter Rezeptsammeisteifen, anzuordnen. Hier ist die Kammer stets auf die
Milwirkung der Behörde angewiesen, wodurch aber eine effizierlti und ^ftitnahe Aüfgabenv/ahrnehmung
erschwert wird und 2u einem nicht nachvoifziehbaren Auseinanderfailen der Zustgndigkeit In derselbsn

Angeiegcnheit führt. Nach den Feststefiungen des ThiJringer Oberverwaftungsgenchts sofl die Regelung fn § 5
Absatz 2. ThürHeiißG keine susreEchende Rechtsgrundlsge sein, so dass wir deshalb die Einführung einer
entspieclienden Befugnis norm zttgunsten der Kammer anregen.

7. Anpassung <Ser OrdMfKfsgeidhöhe fn ,$ 46 a Thüringer HesSberufegesetz
§ 46 a Thüringer Heiiberufegeset2 gibt dem Kammervorstand die Möglichkeit, einen Kamrnerangehörigen, der
die itun obliegenden Berufspf flehte n vedetzt hat, schriftlich zu rügen und diese Rüge mit einern Orctnungsgeid
in Höhe von bis zu 2.000 £uro zu verbinden.

Üemgegenüber normiert § 11 des Thüringer t-lellbefufegesetzes, dgss Kammerangehörigc, die den Pflichten
nach ^ 2 Absat? 2 oder 3 Thüringer Hellberufegesetz oder den sonstigen Pflichten der Satzung zuwider
handeln miteinem Ordnungsgeld bis 5.000 Euro belegt werden können. £5 ist nicht nachvofiziehbsr, dass

Meldeverstöße und sonstige Verstöße gegen die Satzung mit einem höheren ördnungsgeid belegt wercfen
können a!s die Berufs pti ich tverstöße der Berufsordnung-
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Dfe Verhängung einer Rüge rnif. einem Grdntingsgeld steift im Rahmen der Berufs rech Es ver fahren zudem ein
wichtiges Instrument der Sanfitionsmögilcbkeit dfs Ksmmervorstandes dar. Hierdurch lassen sich mftunter

langwierige berufsgerfchfcliche Verfahren vermeiden, sä da$& eine Anpassung des Ordnungsgeidcahmens bei
BerufspffichtveTstößen auf 5.000 Euro 3ngemes$^n wäre, Lim guch schwerwiegendere Verstoße adäquat

sarii<tionieren zu können. Wir regen dah$r an, § 46 3 Absatz Satz 2 entsprechend anzupassen,

8. ßekanntwachw'tg von ermöchtigtsn Kommernngehftrigen m e'mem Verzeichnis § 29 Absatz 2 7hörHeHbG
Wir regen zudem an, die Verpflichtung in § 29 Absatz 2 Thiiringer HeilberufegesRtz der ßcfsanntmachung
eines Verzeichnisses, in denen ermächfcigte Kamfnerangehörfge aufzuführen sind, entsprechend des damit
intendierten Zicfs zu modifizjercn.

Diese Verpflichtung verkennt aus unserer Sicht zunächst die Rechte der hief aufzuführenden Betroffenen. So

haben die hier bek<>nnt2ugebenden ermächtigten Fachapathefcer keine Möglichkeit, der Bekanntgäbe fhre?
Person und dem Umfang der ihnen zuRrfcannten Ermächtigung zu widersprechen. Smn dieser Regelung so.ti
sein, interessierte Kammerangehörige zu tftformieren. AHerdings erfolgt die Ermächtigung der Factiapothcker
nicht ailgemeln, sondern für ein konkretes Weiterbild u «gs Verhältnis. Die Ermächtigung alifiin begründet
zudem kein Interesse des ermächtigten Fachapothelcers oder eine Verpflichtung weitere
Weiterbildungsinteressierte aufzunehmen, so dass die Bekanntmachung ihren Sinn verfehlen düfffce. Wir

regen rm Interesse der betroffenen Ewäditigten an, diese Verpflichtung in eine freiwiliige
Bekanntmachungsmöglichkeft zu iiiüdlfizieren, so dass die Betroffenen eine Wahl haben, ob sie in ihrer
Eigenschaft ats Ermacfiilgter bekannt gegeben werden.

InsgessmE sehen wir wie oben beschrieben das Bedürfnis einer grundlegenden Überarbeitung des Thüringer
Heilberufegese£;es. Diese Vorschläge zeigen lediglich einzelne Defizite auf, die uns in der täglichen Praxis
aufgefaiien sind und beispielsweise hinsichtlich der Zu&tändtgkeits- und Aufgabenzuwefsung sowie der
tnformationsübermittfitng essentieil sind und grundsätzlich im Rahmen eines Erfahrungsaustausches der
beteiligten Behörden und c!er Heffberufskammem eruieft werden müssten. Wir haiten es daher fOr sinnvol!,
den Ander ungsbedsrf unter fc'inbe^iehung der beteiligten Steilen zu erörtern und Vorschläge gemeinsam zu
erarbeiten. Wir wären ihnen dankbar, wemi dies untsr Ihrer Federführung inltiieri werden könnte.
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Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


